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1. Einführung





Es ist nun bereits 25 Jahre her, daß in den Niederlanden die inkrementelle, kameralistische Budgetierung der Hochschulen zusammengebrochen ist. Dieser Zusammenbruch war das Ergebnis des Drucks, der aus dem Zusammenwirken einer schweren Krise des Staatshaus�halts, der Einführung professionellen Hochschulmana�gements und einer Festlegung auf die „Planung“ der Massenausbildung an Hochschulen resultierte. Nach der zum damaligen Zeit�punkt vorherrschenden Überzeugung war eine formelgebundene Globalzuweisung ein wesentlicher Bestandteil der Modernisierung des Hochschulsystems (im Sinne einer verstärk�ten Selbststeuerung der Hochschulen). Daher wurde sie in den 70er-Jahren eingeführt und stellte über viele Jahre hinweg einen zentralen Tagesordnungspunkt im Verhältnis zwischen Minister und Hochschulen dar: Wie soll die Globalzu�weisung gestaltet und reguliert werden, und wie soll sie mit anderen Entwicklungen in Einklang gebracht werden? Die Abschaffung von titelscharfer, kameralistischer Budgetierung hat weitreichende Konsequenzen für die Gesamtordnung des Hochschulsystems und für die Beziehungen zwischen Staat und Hoch�schulen. 





Heute haben wir (auf den ersten Blick) ein etabliertes System der Globalzuweisungen, das - wenn auch lose - mit der staatlichen Budgetierung verknüpft ist, das aus Lehr- und For�schungskomponenten besteht und das auch die Finanzierung von Investitionen einschließt. Die auf die Lehre bezogene Komponente berechnet die Zahl der Studierenden nach einem ausgeklügelten Verfahren. Sie war bis in die jüngste Zeit stark von den Studierenden abhängig und kennt nur zwei „Preis“-Kategorien. Man muß jedoch auch berücksichtigen, daß andere Einnah�mequellen der Universitäten schätzungsweise bereits 27 Prozent der Ausgaben für Lehre und Forschung ab�decken (15% aus vertraglichen Vereinbarungen, 7% aus Studienge�bühren und 5% aus Zuweisungen des „research council“). Und es muß betont werden, daß es sich bei dem niederländischen System der staatlichen Hochschulfinanzierung um ein umfas�sendes und einfaches System der Globalzuweisung handelt. Es ist jedoch zum gegenwärtigen Zeitpunkt nur in sehr begrenztem Ausmaß ein formelgebundenes Finanzierungssystem. Im Jahre 1997 basieren 90 Prozent der Mittelzuweisung auf konstanten Prozentsätzen für jede Hochschule bezogen auf den insgesamt verfügbaren staatlichen Hochschulhaushalt.





Die Entwicklung hin zu Globalzuweisungen ist offensichtlich nicht umkehrbar. Sie hat in hohem Maße zur notwendigen Modernisierung der Organisation und des Managements der Universitäten beigetragen. Sie konnte jedoch nicht für Stabilität im Verhältnis zwischen Staat und Hochschulen sorgen. Um eine angemessene Ana�lyse der niederländischen Globalzuwei�sungen durchzuführen, muß die Aufmerksamkeit auf die Kontexte, die zu lösenden Probleme, die Eigenschaften des Modells und die Perspektiven gerichtet werden.





Für das Verständnis ist wichtig, daß in den Niederlanden ungefähr die Hälfte der Hochschul�ausgaben für die Forschung eingesetzt wird. Dies läßt sich durch die Tatsache, daß außerhalb der Hochschulen relativ wenig akademische Forschungsinstitute existieren und durch die Tat�sache, daß der niederländische „research council“ keine permanenten Stellen in Hochschulen finanziert, erklären. Folglich spielt die Forschung bei den Global�zuweisungen an die Uni�versitäten eine sehr große Rolle. Die niederländischen Fachhochschulen erhalten nur lehrbe�zogene Zuweisungen, die anhand von Formeln bemessen werden, welche aus den Erfahrun�gen der Universitätsfinanzierung abgeleitet wurden, welche aber - bisher - weniger festgefügt sind.





In den Niederlanden steht es den Studierenden frei, sich eine Hochschule und ein Studienfach auszusuchen. Ein Numerus Clausus existiert nur in der Medizin. Veränderungen im Vertei�lungsmuster der Studierenden zwischen den Hochschulen und den Disziplinen können Um�verteilungen bei den Globalzuweisungen verursachen.








�
2. Kontexte





Die Kontexte sind bei der Analyse der Finanzierung über Globalzuweisungen von enormer Bedeutung. Im Rahmen der hier erfolgenden Präsentation ist allerdings nur eine grobe Benen�nung dieser Kontexte möglich. 





Unsere Universitäten erfüllen ihre Aufgaben in sogenannten „wissensbasierten Gesellschaf�ten“. Dies ist der Grund, warum sie sich an der Massenausbildung beteiligen müssen. Vieles von dem Wissen, zu dem die Hoch�schulen Zugang haben, ist in der einen oder anderen Weise für die Gesellschaft relevant. Die Hochschulen begreifen jedoch nur langsam, daß bei�spielsweise die Qualität der Forschung in sehr vielen Programmen mehr�dimensional sein kann und muß.





Seit der Aufklärung weisen die Hochschulen enge Beziehungen zum modernen Staat auf. Aber der Staat ist nun in eine Krisensituation geraten. Die Aufteilung der Verantwortlichkei�ten zwischen dem Staat und den (gebildeten) Bürgern muß einer Neubewertung unterzogen werden. Der Staat steht unter Druck, sein Budget und seine Aufgaben zu reduzieren und in den Kernbereichen seiner Funktionen bessere Resultate zu erzielen. Politiker müssen um das Vertrauen der Bürger kämpfen.





Die Hochschulen werden zunehmend für ihr eigenes Fortbestehen selbst verantwortlich. Die Qualitätskontrolle und Innovationen fallen unter die Zuständigkeiten des Hochschulmanage�ments. Bei der Abwicklung ihrer Geschäfte müssen die Hochschulen auf in privatrechtlichen Organisationen bewährte Praktiken zurückgreifen. Sie müssen als „lernende Organisationen“ in komplexen Kontexten operieren. Sie müssen ihr Verhältnis zum Staat neu ordnen. Sie müs�sen interne Verknüpfungen zwischen Budget, Programmen, Personal, Infrastruktur und Mission herstellen. Sie kultivieren die Finanzierung aus unterschiedlichen Quellen. Als we�sentliche Auf�gaben der Hochschulführung rücken die Übernahme von Arbeitgeberfunktionen und das „human resource management“ in den Vordergrund, mehr noch als das finanzielle Management.











3.	Einige Probleme, die bei der Einführung und Handhabung von Globalzuweisungen


	zu lösen sind





1) Die Finanzierung über Globalzuweisungen setzt in weit höherem Maße als die inkremen�telle, kameralistische Budgetierung gegenseitiges Vertrauen und grundlegenden Konsens zwi�schen Staat und Hochschulen voraus. Eine gemeinsame Anstrengung zur Weiterentwicklung und Bestandssicherung ist notwendig, um „konstitutionelle“ Stabilität zu erzielen. Auf Seiten der Hochschulen ist es erforderlich, diese auf die selbstän�dige Suche nach Problemlösungen zu verpflichten. 





2) Geeignete Parameter müssen gefunden werden: Transparent, in gewissem Maße normativ (auch wenn sich der Finanzminister nie darauf festlegen würde), fair bei der Verteilung knap�per Gelder zwischen den Hochschu�len, zweckmäßig in bezug auf die Strategie. Ausbildung und Forschung müssen getrennt betrachtet werden, zumindest teilweise, da die Anzahl der Studierenden nicht das Forschungsvolumen eines Fachs bestimmen sollte. Die Ausbildung vollständig über eine Orientierung an den Durchschnittskosten pro Student (abgeleitet aus den Personal-Studierenden-Relationen) zu finanzieren, ist einfach aber ineffizient, denn es werden über�höhte Reallokationen ausgelöst, und ein zusätzlicher Student bei gegebenem Curriculum verursacht nur geringe Grenzkosten. Es stellt sich die Frage, wie Maßgrößen für die For�schung bestimmt werden können, beispiels�weise um die Unterschiede zwischen verschiede�nen Disziplinen abzubilden. Die Analyse der Outputs kann dies nicht leisten. Die Profile der Universitäten in bezug auf die Fakultäten sind ein möglicher Ausgangspunkt, dieser Ansatz würde jedoch von einigen als inkrementell und inputorientiert abgelehnt. Die Umverteilung von Mitteln muß in einem glaubwürdigen System der formelgebundenen Finanzierung eine mögliche Konsequenz darstellen, sie ist ein Gebot der Fairness in einer Wettbewerbssituation. Aber die Umverteilung ist aufgrund von Entlassungsabfindungen möglicherweise auch eine kostenträchtige Angelegenheit.





3) Die Einführung oder die Veränderung der Finanzierung über Globalzuweisungen wird in hohem Maße von der zuvor bestehenden Mittelverteilung geprägt, welche nun in Bestandteile zerlegt, neu interpretiert und rekonstruiert werden muß. Wenn die Reform den Charakter eines Nullsummenspiels aufweist (dies ist in der aktuellen Situation der Regierungen der wahr�scheinliche Fall), ist es extrem schwierig, zwischen den Hoch�schu�len Umverteilungen her�beizuführen, die darauf beruhen, daß das Budget, das gestern noch als „fair“ betrachtet wurde, heute nur deshalb „unfair“ geworden ist, weil ein neues Verteilungsmodell existiert.





4) Staatliche Finanzierung führt zu einer starken staatlichen Machtposition. Aus diesem Grund benötigen wir Rechtssicherheit, die gesetzliche Begrenzung staatlichen Handelns und Maßnahmen zum Schutz der Bürger sogar gegenüber dem Parlament. Einer Hochschule muß es möglich sein, eine verwaltungsrechtliche Beschwerde im Hinblick auf die ihr staatlich zugeteilten Mittel einzulegen. Folglich müssen die Prinzipien und Mechanismen für die for�melgebundene und globale Mittelzuweisung in einem Gesetz und in Durchführungs�bestim�mungen niedergelegt sein. 





5) Es muß möglich sein, die Finanzierung über Globalzuweisungen mit Strategien, mit Inno�vationen in der politischen Linie, mit mittel- und langfristiger Planung oder selbst mit gerad�linigem Management zu verbinden. Wenn beispielsweise Prognosen anzeigen, daß das Ergebnis der staatlichen Budgetpolitik in einem Hochschul�haushalt besteht, der 90 Prozent des sich aus dem Finanzierungsmodell ergebenden Mittelvolumens aufweist, welche Schlüsse sollten die Regierung und die Hochschulen daraus ziehen? Sollen die Gehälter in den Hoch�schulen gesenkt werden? Oder sollen die Studiengebühren erhöht werden? Soll man das Personal und die Aus�gaben reduzieren? Auch in der Forschung? Und, wenn die Kürzungen in der Lehre erfolgen: Sollte die Zahl der Studierenden in teuren Fächern gesenkt oder die Dauer des Studiums gesenkt werden oder sollte man mehr Studierende pro Lehrendem haben? Oder - Wunder wollen wir nicht ausschließen - sollte die Budgetpolitik der Regierung revidiert werden? 





6) Die Substitution der kameralistischen durch die globale Finanzierung bedeutet, daß bestimmte Regulierun�gen, welche eine Folge der Kameralistik darstellen, revidiert werden müssen. Die in einer Demokratie unerläß�liche Ermächtigung durch den Minister, das Geld des Steuerzahlers zu verausgaben, kann neu geregelt werden, indem der Minister den jährli�chen Rechenschaftsbericht der Hochschule genehmigt. Dies setzt voraus, daß durch entspre�chende Gesetzgebung auch staatliche Universitäten davon befreit werden, Teil der staatlichen Bürokratie zu sein (diese Voraussetzung wurde in den Niederlanden 1960 geschaffen). Wenn der Minister weiterhin Kontrolle über den Umfang und die Zusammensetzung der Personal�stellen in den Hochschulen aus�üben will, kann er dies durch Festlegung von Grenzwerten tun, welche die maximale Anzahl z.B. von Professo�ren betreffen, die aus der staatlichen Zuweisung finanziert werden dürfen. Die interne Allokationspoli�tik der Hochschulen kann vom Minister auf Basis des jährlichen Rechenschaftsberichts beurteilt werden. Für die Regu�lierung und Bewertung des Profils einer Hochschule, der Zusammensetzung der Fakultäten, der Lehr�programme usw. sind jedoch andere Instrumente, nicht aber das Budget geeignet. Solche Instrumente (z.B. Verträge, Beurteilungen, Akkreditierungen) wurden in der modernen Hochschulverwaltung in reichem Maße entwickelt.





7) Eine sehr wichtige Voraussetzung für die Einführung und erfolgreiche Handhabung von Globalzuweisungen ist die Modernisierung der Hochschulorganisation und die Professionali�sierung des Hochschulmanagements. Globalhaushalte erfordern im Vergleich zur Kamerali�stik höhere - rechtliche und tatsächliche - Kompetenz der Hochschulleitung. Eine solche höhere Kompetenz ist in Zeiten der Budgetierung unter finanziellem Druck sogar noch wich�tiger als bei Budgetierung unter Bedingungen des Wachstums. 


8) Jedes System mit Globalzuweisungen und Formelbindung muß in bezug auf seine An�reizeffekte kritisch überprüft werden. Die Angehörigen der Hochschulen sind allerdings keine Pawlowschen Hunde. Sowohl die Relation zwischen Staat und Hochschule als auch die Beziehungen innerhalb der Hochschulorganisation sind durch eine Fülle von Prinzipal-Agent-Problemen gekennzeichnet. Die beste Regulierung der Arbeit in den Hochschulen findet nicht durch die Finanzierung, sondern durch die richtige Kultur und geeignetes Manage�ment statt.











4. Einige Merkmale der formelgebundenen Mittelzuweisung in den Niederlanden





1) Das gegenwärtige Modell basiert auf der Datensammlung und den frühen Modellierungen in den 70er-Jah�ren, die in den frühen 80er-Jahren in ein sehr komplexes Modell mündeten. In den frühen 90er-Jahren wurde das Modell auf drastische Weise revidiert und aggregiert. Das aktuelle, einfache Modell wurde 1996 angepaßt, um den Umverteilungsdruck zu reduzieren.





Anmerkung: Wesentliche Gegenstände der frühen Datensammlungen waren die Profile der Lehrpläne und das nichtwissenschaftliche Personal.





2) Die staatliche Globalzuweisung an jede Universität wird aus dem jeweiligen Anteil der Hochschule an der lehr- und forschungsbezogenen Komponente berechnet (Forschung inklu�sive der Ausbildung und Betreuung der Doktoranden verstanden). Die beiden Komponenten sind auf nationaler Ebene getrennt, ergeben aber zusam�men eine einzige Globalzuweisung auf Hochschulebene. Die Relation der Mittel dieser Komponenten beträgt 35 zu 65 (wenn man die Studiengebühren in die lehrbezogene Komponente einbezieht: 42 zu 58). 





Der hohe Anteil der Forschung (siehe auch obige Einführung) wurde aus mehreren Gründen gewählt. Er bietet im politischen Prozeß bessere Rechtfertigungen für Hochschulausgaben. Die Zahl der Studierenden weist keine Steigerungen mehr auf. Der hohe Forschungsanteil reduziert den Umverteilungsdruck, der sich als Folge der Vereinfachung der lehrbezogenen Formel durch Verwendung der Personal-Studierenden-Relationen im Rah�men eines Durch�schnittskostenansatzes erhöht hatte. Erhebungen über die Zeitaufteilung des akademischen Personals mit dauerhafter Anstellung belegen, daß die „Selbstregulierung“ zwischen For�schung und Lehre in den meisten Fächern ungefähr zu einer Aufteilung von 50 : 50 führt - und das bei einer Anzahl von Arbeitsstun�den, die die arbeitsvertraglich fixierte Arbeitszeit um mindestens 30 Prozent übersteigt. Die für die Forschung notwendige Infrastruktur ist im Vergleich zur Lehre relativ teuer.





3) Bis zum Jahre 1996 wurde die lehrbezogene Komponente zu 80 Prozent auf der Grundlage von Studieren�dendaten zugewiesen. Dieser Anteil wurde auf 12 Prozent gesenkt. Die Hälfte davon wird auf der Basis der Zahl der Studienabschlüsse, die andere Hälfte auf Basis der Zahl der Studierenden in der Regelstudienzeit berechnet.





40.000 der 145.000 eingeschriebenen Studierenden werden nicht gezählt, da sie die Regel�studienzeit überschrit�ten haben. Die Dauer der Regelstudienzeit ist seit 1986 gesetzlich gere�gelt und für den Basisabschluß auf 4 Jahre beschränkt. Dabei wird das erste Jahr mit einer Zwischenprüfung abgeschlossen, die in einigen Fachberei�chen zu Drop outs bis zu 50 Pro�zent der Studierenden im ersten Jahr führt. Nach dem ersten Jahr sind nur noch wenige Studi�enabbrüche zu verzeichnen. Der Zahl der Abschlüsse in der neuen Berechnungsmethode ein hohes Gewicht zu geben, ist einfach, erfreut die „Output-Fans“ und kann aufgrund der stark reduzierten Bedeutung der Studierendendaten auch nicht viel Schaden anrichten. 





Die 1996 vorgenommene Reduzierung der Abhängigkeit der Formel von den Studierenden soll nur vorüberge�hend sein. Erneute Verhandlungen zwischen dem Minister und den Universitäten in dieser Angelegenheit stehen bevor. Die Verringerung des Umverteilungs�drucks scheint allerdings irreversibel zu sein. Man kann da�von ausgehen, daß - unter der Annahme ausreichender Managementkompetenz - eine ausgefeilte, ausgewogene Lösung erarbeitet wird. Angesichts der möglichen Konsequenzen der Reallokationen, wie beispiels�weise die Entlassung von dauerhaft beschäftigtem Personal und die Notwendigkeit, das Hoch�schulbudget für Entlas�sungsabfindungen heranzuziehen (je länger die Anstellung bestand, desto höher die Zahlung), sollte Mittelum�verteilung nur auf der Basis von aus den Personal-Studierenden-Relationen ermittelten Grenzkosten stattfinden (das bedeutet stärkere Differen�zierung der Preise und höhere Komplexität der Finanzierungsformel), durch län�gerfristige Trends gerechtfertigt sein und graduell wirksam werden. 





4) Die Studierenden und die Abschlüsse werden nach einem hohen und einem niedrigen Preis klassifiziert. Die Differenzierung wird durch den unterschiedlichen Bedarf an nichtwissen�schaftlichem Personal gerechtfertigt. Der Hochpreis wird auf die Naturwissenschaften, techni�sche Fächer und Medizin (einschließlich Zahnmedizin) angewandt. Die Relation der Preise beträgt 1 zu 1,5.





Anmerkung: Es läßt sich berechnen, daß ein 4-jähriges Regelstudium zum Erwerb des Basisabschlusses mit ungefähr 40.000 Gulden an staatlichen Zuweisungen und mit ungefähr 10.000 Gulden an Studiengebühren verbunden ist, wenn man den Niedrigpreis heranzieht. Nach dem Hochpreis beliefen sich die entprechenden Zuweisungen auf 60.000 Gulden bzw. 10.000 Gulden.





5) Ungefähr 10 Prozent der Forschungskomponente werden auf Basis der Anzahl der Promo�tionen pro Universität zugewiesen (die landesweite „Produktion“ an Promotionen beläuft sich auf ca. 2.500 pro Jahr). Der Niedrigpreis beträgt hier 65.000 Gulden, der Hochpreis 130.000 Gulden.





Anmerkung: In der Regel wird die Promotion während einer vierjährigen Anstellung als „Junior“-Mitarbeiter bei reduziertem Gehalt erstellt. Die Ausbildung und Führung der Promo�venden wird in der Regel von den besten Forschern des Faches übernommen, die in einer hochschulübergreifenden „research school“ zusammen�arbeiten.





6) 90 Prozent der Forschungskomponente wird den Universitäten auf historischer Basis nach konstanten Pro�zentsätzen zugeteilt. Es handelt sich für alle praktischen Zwecke um eine feste Geldsumme. 75 Prozent der For�schungskomponente wird mit dem Begriff „strategisch“ belegt. Dies bedeutet, daß die Art und Weise der Ver�ausgabung durch die Universität zum Gegenstand von Diskussionen zwischen Minister und Universität ge�macht werden kann. Die Basis dafür sind die Prioritäten und Posterioritäten zwischen Fächern, die der Minister in seinem Plan für Hochschulbildung und Forschung rechtfertigen muß. Rechtlich gesehen kann die Diskussion zu einer Umverteilung zwischen den Hochschulen führen. Dies wäre auch der Fall, wenn eine Universität bei den regelmäßigen, vorgeschriebenen Evaluationen durch außenstehende Peers keine ausreichenden Erfolge in Form von Forschungsprogrammen von hoher Qualität und mit guten Ergebnissen vorweisen kann (die Berichte der Peers sind öffent�lich zugängliche Dokumente). Bisher ist dies noch nie geschehen.





Aufgrund der Hochschulautonomie sind die gesetzlichen Hürden für den Minister hoch. Bisher konzentrierten sich die Konsultationen zwischen Minister und Hochschulen auf bestimmte gesellschaftliche Interessen, die durch spezielle Planung und Berichterstattung in bezug auf die Ausgaben zu berücksichtigen waren, auf die Förderung bestimmter Innovatio�nen im Rahmen der Forschungspolitik und auf mögliche Prämien für (neue) herausragende Leistungen. Es ist selten der Fall, daß die vom Minister aufgebrachte Angelegenheit nicht bereits in der einen oder anderen Form auf der Tagesordnung der Hochschulen steht. 





7) Alle Komponenten werden automatisch an die Inflation angepaßt, sicherlich im Hinblick auf die Personal�kosten. Das aus der Formel errechnete Ergebnis für die Bildungskomponente auf Basis der Studierendendaten kann sich vom verfügbaren ministeriellen Haushalt unter�scheiden. In diesem Fall wird der sogenannte „Realisierungsfaktor“ berechnet und dokumen�tiert. Sehr mangelhafte Realisierung kann eine Revision der Poli�tik verursachen.





Anmerkung: Dieser Realisierungsfaktor betrug 1996 gemäß dem vereinfachten Modell aus dem Jahr 1992 97 Prozent. Bei dieser Vereinfachung wurde jedoch übersehen, daß es sich bei dem Budget des Jahres 1992 um eine Realisierung von 90 Prozent des früheren Modells han�delte. Demnach sank der über den Realisierungsfak�tor verdeutlichte Grad der Realisierung des formelmäßig kalkulierten Budgets innerhalb eines Zeitraums von ungefähr 10 Jahren um ca. 13 Prozent. Grund dafür ist der Anstieg der Studierendenzahlen bei gleichbleiben�dem Budget.





8) Die Globalzuweisung, die nach dem Modell berechnet wird, deckt alle Kosten ab - seit 1996 einschließlich der Investitionen (Abschreibungen, Reserven usw.). Im Laufe der maß�geblichen Veränderung der Gesetzge�bung wurde besonders betont, daß von nun an staatliche Hochschulen Bankrott gehen können. Das Finanzma�nagement, die Budgetierung und die Rechenschaftslegung vollzieht sich auf Basis der bewährten Praktiken aus dem privatrechtli�chen Bereich. Der jährliche Rechenschaftsbericht muß von einem Prüfer gebilligt werden und muß den gesamten Finanzhaushalt der Universität abdecken, einschließlich vertraglicher Verpflichtungen usw. Der Bericht muß vom Minister abschließend genehmigt werden. Die Integration der Investitionen in die Glo�balzuweisung wurde vom Minister dazu verwendet, das Problem eines 40-prozentigen Zurückbleibens der Investitionsmittel hinter den Kapital�kosten der Universitäten auf die Universitäten zu verlagern.





9) In den letzten Jahren haben die Universitäten auch die finanzielle Verantwortung für Ent�lassungsabfindungen erhalten. Um dieser Verpflichtung nachzukommen, erhalten sie eine spezielle Zuweisung vom Minister, die sie gegebenenfalls aus ihrem übrigen Budget ergänzen müssen. Diese Regelung war ein starker Anreiz zur Reduk�tion des Umverteilungsdrucks. Eine weitere Implikation ist, daß geplante Veränderungen, die z.B. vom Minister vorgeschla�gen werden, einschließlich der Kosten der Reallokation analysiert werden müssen. 











5. Einige Perspektiven





Das System der Globalzuweisungen hat in den Niederlanden ohne Zweifel zur Modernisie�rung des Hochschul�systems beigetragen. Die Stellung der niederländischen Universitäten wurde in mehrerlei Hinsicht gestärkt. Starke Konflikte mit dem Staat wurden vermieden. Aber das Bild, das sich für die Niederlande ergibt, ist weit davon entfernt, stabil und unproblema�tisch zu sein. Dies wird deutlich, wenn man folgende Aspekte betrachtet:





1) Die Anforderungen an das Hochschulmanagement auf Fakultäts- und Führungsebene sind gestiegen. Gleich nach einem „privatisierten“ Finanzmanagement steht die Entwicklung einer professionellen Wahrnehmung der Arbeitgeberfunktion ganz oben auf der Agenda. Ein universitärer Arbeitgeberverband wird für einen Großteil der Regelungen der Arbeitsbedin�gungen mittels kollektiven Verhandlungen mit den Gewerkschaften zuständig sein. Die Ein�führung eines „human resource management“ an den Hochschulen ist jedoch der wichtigste neue Aspekt der Modernisierung. 











2) Die einzige durchhaltbare Alternative für eine stabile Finanzierung der Massenausbildung an Hochschulen scheint eine Mischung aus staatlicher Finanzierung und relativ hohen Studi�engebühren zu sein, welche den Mix aus kollektiven und privaten Interessen widerspiegelt. Von den Steuerzahlern kann nicht erwartet werden, daß sie den Zugang zu besseren Jobs und höheren Einkommen in der „wissensbasierten Gesellschaft“ vollständig finanzieren. 





Erste Anmerkung: Daraus folgt, daß eine ausgebaute Ausbildungsförderung in Form einer hohen Transferkom�ponente für die 18-Jährigen am Beginn ihres Studiums und einer hohen Darlehenskomponente im weiteren Verlauf (auf Basis einer Selektion und einer Erfolgspro�gnose durch die Hochschule) notwendig ist. Eine solche Veränderung in der Finanzierung der Hochschulausbildung ist Teil einer generellen Entwicklung in Richtung auf Steuersenkungen und erhöhte Eigenverantwortlichkeit der Bürger. Dies kann auch zu einer Verlagerung der Regulierungsmacht von der Regierung zu den Studierenden (zum „Markt“) führen.





Zweite Anmerkung: Die neue, seit 1994 bestehende niederländische Regierungskoalition hat ein neues Programm zur Reduktion des Staatshaushalts beschlossen, welches den Weg für Steuersenkungen bereitet. Der Anteil des Bildungsministeriums an diesem Programm ging vollständig zu Lasten der Ausbildungsförderung und der Hochschulausbildung. Für den Anteil der Hochschulausbildung wurde geplant, ihn vollständig aus dem Vorhaben zu decken, die Regelstudienzeit bis zum ersten Abschluß von 4 auf 3 Jahre zu reduzieren. Das For�schungsbudget der Universitäten wurde nicht angetastet. Die Universitäten und Fachhoch�schulen verweiger�ten kategorisch jegliche Kooperation in bezug auf dieses Regierungspro�gramm. Die Universitäten betonten, daß sie seit 1980 die Kosten des ersten Abschlusses bereits um 40 Prozent reduziert haben und daß eine 4-jährige Ausbildung nötig wäre, um im Kontext einer europäischen „wissensbasierten Gesellschaft“ bestehen zu können. Dieser Standpunkt wurde von der Industrie und den Arbeitgeberverbänden unterstützt. Die neue Regierung gab nach und entschied, das Budgetproblem durch das Vorhaben einer Erhöhung der Studiengebühren zusätzlich zu den Kürzungen bei der Ausbildungsförderung zu lösen. Dies rief starke Proteste der Studierendenvereinigungen hervor. Das Parlament, welches zustimmen mußte, da Studiengebühren gesetzlich geregelt sind, war mit dieser Lösung nicht glücklich. Die Hochschulen müssen nun dem Parlament - schrittweise entsprechend dem Gebüh�renanstieg - demonstrieren, daß sie die höheren Gebühren durch abgeschlossene oder momentan stattfindende Verbesserungen in Lehre und Ausbildung „verdient“ haben. Dies dient offensichtlich dazu, daß die Politiker sagen können: die Studierenden zahlen mehr für bessere Ausbildung, anstatt: die Studierenden zahlen mehr wegen der Steuersenkungen. Die Hochschulen haben nun Projekte mit Verbesserungsmaßnahmen entwickelt, die vom Bildungsminister zeitlich begrenzt außerhalb der Globalzuweisung finanziert werden. Diese Zusatzfi�nanzierung wird aus den Geldern gespeist, die er und sein Kollege aus dem Finanz�ressort dadurch einsparen, daß die von der neuen Regierung veranschlagten Entlassungsabfin�dungen, die als Folge des Planes zur Reduk�tion der Regelstudienzeit auf 3 Jahre entstanden wären, nicht anfallen. So mancher hat Schwierigkeiten, die Logik all dieser Dinge zu verste�hen, aber die Verbesserung der Ausbildung ist auf jeden Fall ein positiver Effekt.





3) Der internationale Trend besteht in einer Verstärkung der staatlichen Forschungsfinanzie�rung (auch dies vor dem Hintergrund der „wissensbasierten Gesellschaft“). Entsprechend sind die Forschungsbudgets der nieder�ländischen Hochschulen nicht dem Druck von Haushalts�kürzungen ausgesetzt. In bezug auf die akademische Grundlagenforschung gibt es keine Alternative zur staatlichen Finanzierung. Dennoch zeigen sich auf zweierlei Weise Instabilitä�ten. Erstens wurden die konstanten Prozentsätze auf Basis der historischen Entwicklung (s. 6) in Abschnitt 3.) von den kleineren und jüngeren Universitäten nicht akzeptiert. Der Minister konnte dieses Problem auch durch Umverteilung zu Lasten anderer Universitäten nicht lösen. Zweitens handelt es sich bei „herausragenden wisenschaftlichen Leistungen“ und „gesellschaftlicher Relevanz“ um Aspekte, die in der Poli�tik hochgehalten werden: Hoch�schulen müssen in dieser Hinsicht stets besser werden. Die üblichen Reaktionen von Seiten der Hochschulen bestehen einerseits darin, Innovationsprogramme und -initiativen aufzulegen (vorausgesetzt daß starke Umverteilungen vermieden werden können). Andererseits demon�strieren die Hoch�schulen größere Verantwortlichkeit für Qualitätskontrolle, Selektivität bei der Mittelzuweisung, ihre „Performance“ in speziellen Bereichen usw. Es gibt zunehmende Tendenzen und eine zunehmende Begabung auf Hochschulseite, spezifische Abkommen zu treffen und spezielle Verträge abzuschließen, die eine Verwen�dung der Globalzuweisung vorsehen, welche die politischen Wünsche befriedigt. 





Anmerkung: Es ist jedoch schwierig, die politischen Verantwortlichkeiten und die Restriktio�nen auf eine Linie zu bringen, denn die politischen Wünsche sind nicht immer stabil und konsistent. Das Feedback von politischer Seite auf das Berichtswesen und die Rechenschafts�legung der Hochschulen ist gering. Die Hochschulen müssen anscheinend flexibler darin werden, sich einer Doppelperspektive anzupassen. Manchmal handelt es sich um „Regieren aus der Distanz“, wobei die Hochschulforschung weit außerhalb der politischen Kernangele�genheiten liegt. Ein anderes Mal handelt es sich um „selektives Regieren“, bei dem sich Poli�tiker um die Dinge kümmern (und dadurch politische „Punkte sammeln“ wollen), auch wenn dies ein wenig dem populistischen Zufall über�lassen bleibt. Es sieht so aus, daß die Interak�tion - im Gegensatz zur Tradition zwischen Staat und Hochschule - in bezug auf die Forschungsergebnisse der Universitäten in ihrer Bedeutung zunimmt. Dies ist vielleicht keine Bedrohung für die Globalzuweisung als solche, aber macht sie weniger einfach. Angesichts der Unvermeidbar�keit der staatlichen Forschungsfinanzierung können die Hochschulen jedoch dem Staat und der Politik nicht den Rücken zuwenden. 





4) Das dringendste Problem ist jedoch das der Innovation angesichts der Veränderungen und Entwicklungen in bezug auf die internationalen wissenschaftlichen Erkenntnisse und in den Gesellschaften, denen die Hochschu�len angehören. In der Regel schafft der Haushalt wenig Raum, um mit den Veränderungen Schritt zu halten, um in einem frühen Stadium neues wissenschaftliches Talent zu identifizieren und mit Forschungsmöglichkeiten abzustimmen, sowie um neue Programme in Forschung und Lehre aufzulegen. Daher müssen Neuorientie�run�gen in der Mittelzuteilung, der Infrastruktur, der Organisation, der Verwendung der Zeit�budgets usw. von Zeit zu Zeit forciert werden. Dies muß allerdings in maßgeschneiderter Art und Weise durch das Hochschulmana�gement geschehen. Dies ist Teil einer Vorsorge für die zukünftige Qualität, welche erfordert, daß Qualitätsbeur�teilungen auch vorwärts blicken.











6. Schlußbemerkungen





Ich habe versucht, eine faire Analyse des niederländischen Modells vorzunehmen und ich habe nicht versucht, seine Mehrdeutigkeiten und Instabilitäten zu verschweigen. Nachdem ich seit ca. 20 Jahren dieses Feld beackert habe, möchte ich zum Schluß bemerken, daß


die Relationen zwischen den Zuständigkeiten und der Finanzierung der Hochschulen durch Formeln, welche die Basis für Globalzuweisungen darstellen, auf rationale Weise analysiert werden können und müssen. Auf sehr viel niedrigerer Aggregationsebene würde dies mit Hilfe einer verläßlichen traditionellen Budgetierung geschehen;


die Aggregation der für die Globalzuweisungen verwendeten Formeln so hoch sein kann, daß marginale Mittelumverteilung stattfindet und konstante Prozentsätze als Formel ein�gesetzt werden;


es rechtlich unmöglich und politisch unrealistisch ist, zu erwarten, die Finanzierungsfor�meln könnten als Rahmenbedingung für die Budgetierung der Regierung wirken;


es extrem schwierig ist, geeignete Formeln für die forschungsbezogene Finanzierung zu finden;


es unvermeidlich ist, Interaktionen und Verhandlungen zwischen den Hochschulen und den Politikern über die Verausgabung der Globalzuweisung zu realisieren. Allerdings ist diese Interaktion bei Globalzuweisun�gen symmetrischer als bei Verhandlungen über die Höhe der Zuweisung;


der Hochschulautonomie über eine Mischfinanzierung in Lehre (Studiengebühren) und Forschung (Verträge mit anderen Geldgebern als dem zuständigen Ministerium) am besten gedient ist;


Qualitätsverbesserungen und Innovationen stärker mit der Verausgabung als mit der Ein�nahmenerzielung verbunden sind;


Globalzuweisungen einen Schlüssel zur Weiterentwicklung der Organisation und des Managements in Hochschulen darstellen.


Anmerkung: Mein Dank gilt Dr. Ben Jongbloed vom Center for Higher Education Policy Studies, Universität Twente, und dem Financial-Economic Department der Vrije Universiteit Amsterdam für die Unterstützung bei der Vorbereitung dieses Papiers.














(übersetzt von Frank Ziegele)
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